
Wir erleben spätestens seit dem Frühjahr eine Explosi-

on der Energiepreise. Die jetzt beschlossenen Bremsen 

bei Strom- und Gaspreisen kommen zu spät – auch, 

weil die Bundesregierung zu viel Zeit verstreichen ließ. 

Als Olaf Scholz im Sommer „You’ll never walk alo-

ne“ (sinngemäß: Ihr werdet niemals allein gehen mü-

sen) ausrief, sind die Koalitionäre erst einmal in die 

falsche Richtung losmarschiert und wollten mit der 

Gasumlage zunächst die Preise erhöhen. 

Viel zu spät ist dann im September die Gaspreiskom-

mission eingesetzt worden, sodass deren wichtige Er-

gebnisse zur Preisbremsung erst nach dem Winter um-

gesetzt werden können. Die Ampel-Regierung hat sich 

hier selbst unter Zeitdruck gesetzt, der sich im parla-

mentarischen Verfahren fortsetzte: Erst um 0.25 Uhr 

wurden dem zuständigen Ausschuss für Klimaschutz 

und Energie am Mittwoch fast 400 Seiten mit Ände-

rungsanträgen übermittelt, die noch am gleichen Vor-

mittag beraten werden sollten. Eine seriöse Behand-

lung des Gesetzespaketes war so nicht gegeben. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt die-

Umsetzung der Ergebnisse der Gaspreiskommission. 

An entscheidenden Stellen weicht die Bundesregierung 

jedoch von den Empfehlungen ab: Es zeichnet sich ab, 

dass weite Teile der Industrie die Preisbremsen über-

haupt nicht in Anspruch nehmen können. Auch für 

Mittelstand und Handwerk gibt es Lücken im Pro-

gramm: Es gibt beispielsweise keinerlei Antwort für 

eine Bäckerei, die auf Pellets umgestellt hat und jetzt 

unter den Preissteigerungen leidet. 

Auch die erneuerbaren Energien drohen durch die Ab-

schöpfung der Verkaufserlöse ausgebremst zu werden. 

Dort werden fiktive Erträge statt tatsächlicher Gewinne 

abgeschöpft. Gleichzeitig werden Mittel, die wiederum 

in den weiteren Ausbau der erneuerbare Energien in-

vestiert werden, nicht angerechnet. Das alles setzt Ar-

beitsplätze, Wertschöpfung und Klimaschutz in unse-

rem Land in dieser Krise aufs Spiel und führt nicht 

dazu, dass mehr Strom in den Energiemarkt gelangt, 

um auch langfristig die Preise zu stabilisieren. ■ 
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Union kritisiert außenpolitische Bilanz der Ampel 

Nach einem Jahr Ampel-Regierung hat Unionsfrakti-

onschef Friedrich Merz Kritik an der Außen-, Sicher-

heits- und Europapolitik der Koalition geübt. Im Bun-

destag sagte Merz in Richtung Bundeskanzler Olaf 

Scholz, dass dieser Deutschland in Europa isoliere. 

Auch die zögerliche Unterstützung der Ukraine mit 

schweren Waffen machte er ihm zum Vorwurf. 

 

Merz antwortete auf die Regierungserklärung von 

Kanzler Olaf Scholz zum bevorstehenden EU-Gipfel in 

Brüssel. In seiner Replik kritisierte der Oppositionsfüh-

rer, dass Deutschland noch immer keine Schützen- und 

Kampfpanzer an die Ukraine liefere, obwohl dies mög-

lich sei. Dabei verstecke Scholz sich hinter NATO-

Partnern, die aber – wie inzwischen bekannt – keines-

wegs solche Lieferungen ablehnten. „Es liegt an Ihnen 

ganz persönlich, dass die Ukraine diese Hilfe nicht be-

kommt“, sagte Merz. Es gelte aber: „Je mehr wir hel-

fen, desto schneller ist dieser Krieg vorüber.“  

 

Die russischen Angriffe gegen die zivile Infrastruktur 

der Ukraine bezeichnete Merz als „schwerste Kriegs-

verbrechen“, wegen der Machthaber Wladimir Putin 

und seine Schergen eines Tages vor der Weltgemein-

schaft zur Rechenschaft gezogen werden müssten. In 

diesem Zusammenhang äußerte CSU-Landesgrup-

penchef Alexander Dobrindt Unverständnis darüber, 

dass Scholz noch immer nicht klar sage: Die Ukraine 

muss diesen Krieg gewinnen. „Was ist so schwer da-

ran?“, fragte Dobrindt. 

 

Merz und Dobrindt warfen dem Kanzler vor, die Kon-

sequenzen aus der sicherheitspolitischen „Zeiten-

wende“, die Russlands Krieg gegen die Ukraine einge-

leitet hat, nur halbherzig zu ziehen. So seien die ersten 

Mittel aus dem Sondervermögen für die Bundeswehr 

gerade erst bewilligt worden – zehn Monate nach Be-

ginn des Krieges und ein halbes Jahr nach der dafür 

nötigen Änderung des Grundgesetzes, sagte der Frakti-

onschef. Auch der Verteidigungsetat sinke, obwohl das 

Gegenteil nötig wäre, um das NATO-Ziel zu erreichen, 

mindestens zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts für 

Verteidigung auszugeben. „Sie bleiben weit hinter Ih-

ren Ankündigungen zurück“, monierte Merz. Dobrindt 

beklagte „Zeitverschwendung“ statt „Zeitenwende“.   

 

Mit Blick auf den Zusammenhalt in der Europäische 

Union machte Merz darauf aufmerksam, dass Deutsch-

land inzwischen als Einzelgänger wahrgenommen wer-

de. Vor allem beklagte er „eine tiefe Störung des 

deutsch-französischen Verhältnisses“. ■ 

50 Jahre im Deutschen Bundestag – herzlichen 

Glückwünsch, Wolfgang Schäuble!  

Am 13. Dezember 1972 zog Wolfgang Schäuble erst-

mals in den Bundestag ein. Seitdem ist er direktgewähl-

ter Abgeordneter des Wahlkreises Offenburg. Damit ist 

er seit dieser Woche genau 50 Jahre Mitglied im Bun-

destag.  

  

Am Mittwochabend überraschten die Mitglieder der 

CDU-Landesgruppe Baden-Württemberg Wolfgang 

Schäuble mit einem Empfang anlässlich dieses heraus-

ragenden Jubiläums. Neben den aktuellen Mitgliedern 

der Landesgruppe und weiteren Vertreterinnen und 

Vertretern der CDU/CSU-Bundestagsfraktion waren 

auch Weggefährtinnen und Weggefährten anderer Par-

teien und aus den Ministerien, ehemalige Mitarbeiter 

sowie persönliche Freunde geladen. Die Gäste würdig-

ten seine großartige Lebensleistung. Schäuble machte 

in seiner Ansprache deutlich, wie wichtig ihm die Zu-

sammenarbeit mit engagierten Demokratinnen und De-

mokraten auch über Parteigrenzen hinweg sei. Er emp-

finde große Dankbarkeit, dass er die Geschicke 

Deutschlands und Europas über ein halbes Jahrhundert 

mitgestalten durfte und dabei immer auch von anderen 

Menschen unterstützt wurde. 

  

Am Donnerstag wurde Wolfgang Schäuble im Bundes-

tag ebenfalls von Bundestagspräsidentin Bärbel Bas 

gewürdigt. Anschließend sprach Schäuble zu den Mit-

gliedern des Hauses ■ 

Fotos: Anika Nowak 
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Reichsbürger, wie gefährlich sind sie für un-

sere Demokratie?  

von Yan Haid, Praktikant aus Mainz  
 

25 selbsternannte Reichsbürger wurden in einer 

Großrazzia festgenommen. Dazu wurden im 

Bundestag hitzige Debatten geführt. Es stellt 

sich die Frage, wie gefährdet unsere Demokra-

tie ist und ob das Waffenrecht verschärft wer-

den soll. Durch mein einwöchiges Praktikum im 

Bundestag konnte ich bei diesem Prozess haut-

nah dabei sein.  

 
Die Bewegung der so genannten Reichsbürger 

kam seit den 1980er Jahren auf. Sie lehnen die 

Bundesrepublik Deutschland als souveränen 

Staat ab und begründen dies mit einem fehlen-

den Friedensvertrag und mit einer fehlenden 

vom deutschen Volk gewählten Verfassung. Sie 

behaupten, dass das Deutsche Reich in den 

Grenzen von 1871 bzw. 1937 noch existiere.  

 

Es hat sich ein Sammelbecken gebildet, in dem 

sich Reichsbürger, Rechtsextreme und so ge-

nannte Querdenker, dazu noch Soldaten und 

Polizisten, einfinden, von denen etliche bereit 

sind, ihre Ziele auch mit Waffengewalt durchzu-

setzen. Auch wenn Fachleute davon ausgehen, 

dass die Gefahr für unsere Demokratie (noch) 

nicht so hoch einzuschätzen sei, so ist doch die 

Bedrohung z.B. für einzelne Politiker oder Poli-

zisten als hoch einzustufen. Erinnerungen an 

die Ermordung von Walter Lübcke werden 

wach. Die Besorgnis war groß, als bekannt wur-

de, dass sich unter den Festgenommenen auch 

eine ehemalige Bundestagsabgeordnete der 

AfD befindet, die weiterhin Zugang zum Bun-

destag hatte. Die Mitglieder sind stark vernetzt 

und auch finanziell gut ausgestattet. 

 

In einer Aktuellen Stunde des Bundestages wa-

ren sich alle Parteien – außer der AfD – einig, 

dass die Gefahr eines gewaltsamen Umsturzes 

durchaus bestanden habe und auch immer 

noch bestehen könnte. Einig waren sich die 

Parteien auch in ihrer Kritik an der AfD, die 

durch ihre Sprache Gewalt fördere und die Raz-

zia als „Show Act“ diffamierte. Letzterem ent-

gegnete Andrea Lindholz, CSU, dass man 

Reichsbürger nicht als „bloße Spinnertruppe“ 

abtun dürfe und „sämtliche Relativierung“ de-

platziert sei.  

Zusätzlich fanden Sitzungen des Rechtsaus-

schusses und des Innenausschusses zum The-

ma statt. Ziel wird sein, Verfassungsfeinde 

schneller aus dem Staatsdienst entfernen zu 

können. So war zum Beispiel die festgenomme-

ne ehemalige AfD Abgeordnete immer noch als 

Richterin am Landgericht in Berlin tätig, obwohl 

etliche Äußerungen von ihr bekannt waren, die 

man als verfassungsfeindlich ansehen konnte. 

Da diese aber in ihre Zeit als Abgeordnete fie-

len, durften sie in einem Verfahren gegen sie 

vor dem Ehrengericht, nicht verwertet werden.  

 
Schon 2016 gab es – leider erfolglose – Bemü-

hungen, nach einem Attentat auf einen Polizis-

ten, die Szene bis Ende 2021 zu entwaffnen. 

Bis heute kamen Reichsbürger weiterhin an le-

gale Waffen. Die Unionsfraktion ist bisher un-

eins, ob das Waffenrecht verschärft werden soll. 

Eine Verschärfung wäre nur dann zu befürwor-

ten, so der Parlamentarische Geschäftsführer 

Thorsten Frei, CDU, wenn daraus „objektiv 

mehr Sicherheit“ folge, nicht als Placebo. Für 

die Vorsitzende des Rechtsausschusses, Elisa-

beth Winkelmeier-Becker, ist jede Einschrän-

kung im privaten Waffenrecht „richtig“.  

 

Die Fakten in diesem Fall sind erschreckend. 

Klar muss sein, dass wir uns weiter entschlos-

sen und geschlossen gegen die AfD mit ihren 

Verbindungen zu rechten Gruppierungen stellen 

müssen. Wir dürfen ein solches Verhalten nicht 

dulden, sondern müssen für unsere Demokratie 

einstehen. ■ 

In der letzten Sitzungswoche vor Weihnachten begleitet Yan Haid 
Josef Rief bei seiner Arbeit im Bundestag.  


